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Sachgebiet 82 


Antrag 

des Abgeordneten Hoss und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Sofortmaßnahme: Erhöhung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung 


Die von Mitgliedern der Bundesregierung behaupteten Defizite 
der Rentenversicherung von jährlich mehr als 6Mrd. DM in den 
Jahren 1984 bis 1986 (bei einer angenommenen Lohnentwicklung 
von plus 3,5 v. H. /Jahr) haben nichts mit einer tatsächlichen 
Finanzschwäche der gesetzlichen Rentenversicherung zu tun. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
umgehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den der 
Bundeszuschuß zur Rentenversicherung so erhöht wird, daß die 
durch Gesetz auferlegten Fremdleistungen abgedeckt werden 
können. 

a) Die Versicherungsträger sollen verpflichtet werden, die 
Fremdleistungen nach Unterarten aufzuschlüsseln: Ersatz- 
und Ausfallzeiten, Leistungen nach dem Fremd- und Aus- 
landsrentengesetz, Leistungen für Schwerbehinderte ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres bis Vollendung des 
63. Lebensjahres, Leistungen für Mutterschaftsurlaub und 
Kinderzuschüsse, Renten an Versicherte und Witwen aus 
Anlaß von Kriegsfolgen, Leistungen für die nach dem Ren- 
tenreformgesetz nachentrichteten freiwilligen Beiträge. 

b) Sollten Bundesregierung und Versicherungsträger nicht in 
der Lage sein, die Fremdleistungen klar zu bestimmen, so 
soll die Bundesregierung übergangsweise gemäß „Gutach- 
ten der Wissenschaftlergruppe des Sozialbeirates zu länger- 
fristigen Entwicklungsperspektiven der Rentenversiche- 
rung" (Drucksache 9/632) als Beitrag für Fremdleistungen 
20 bis 30 v. H. der Gesamtausgaben der Rentenversicherung 
festlegen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
umgehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den die seit 
1982 vorgenommenen zusätzlichen Belastungen der Renten- 
versicherung rückgängig gemacht werden, insbesondere 
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a) die im Dezember 1982 im Haushaltsbegleitgesetz erfolgte 
Kürzung des Beitragsanteils, der von der Bundesanstalt für 
Arbeit an die Rentenversicherung abgeführt wird (Einnah- 
meverlust der gesetzlichen Rentenversicherung 1983: ca. 
5,2 Mrd. DM), 

b) die Erstattung des Einnahmeausfalls, der durch die Senkung 
des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung von 
18,5 v. H auf 18 v. H. zum 1. Januar 1982 verursacht wurde 
(Einnahmeverlust der gesetzlichen Rentenversicherung 
1982: ca. 3,4 Mrd. DM). 

Bonn, den 23. Juni 1983 

Hoss 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 


Begründung 

Zu 1. 

Der Deutsche Bundestag hat durch verschiedene Gesetze die 

Rentenversicherung verpflichtet, Leistungen zu übernehmen, 

denen keine Beitragseinnahmen gegenüberstehen. Für solche 

Leistungen hat nicht der Beitragszahler aufzukommen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Leistungen: 

1. Renten für Kriegsversehrte und Kriegerwitwen; 

2. in den Renten enthaltene Leistungen für Zeiten militärischer 
und militärähnlicher Dienste und der Kriegsgefangenschaft; 

3. familienpolitische Leistungen wie Kinderzuschüsse in den Ver- 
sichertenrenten und Waisenrenten sowie Leistungen für Mut- 
terschaftsurlaub ; 

4. Leistungen nach dem Fremd- und Auslandsrentenrecht, wobei 
Vertriebenen und Aussiedlern fiktive Beiträge für außerhalb 
des Bundesgebietes zurückgelegte Versicherungs- und Be- 
schäftigungszeiten angerechnet werden. 

Zum Teil ist die gesamte Rente auf solche Zeiten zurückzu- 
führen; 

5. Leistungen für Zeiten der Vertreibung, der Internierung und 
Verschleppung, für Zeiten der unfreiwilligen Verhinderung 
aus dem Ausland, des Festgehaltenwerdens in den Ostgebie- 
ten, der politischen Verfolgung und politischer Haft in der 
DDR; 

6. Altersruhegelder für Schwerbehinderte, die das Altersruhegeld 
statt mit Vollendung des 63. Lebensjahres bereits drei Jahre 
früher, mit Vollendung des 60. Lebensjahres, in Anspruch neh- 
men können (ungerechnet des dadurch entstehenden Beitrags- 
ausfalles); 

7. Leistungen aufgrund von Beitragsnachentrichtungen zu unge- 
rechtfertigt günstigen Bedingungen durch bestimmte Per- 
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sonengruppen (z. B. ehemalige Landwirte, Vertriebene, Selb- 
ständige). 

Vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger wird der 
Anteil dieser Fremdleistungen an den Ausgaben der Arbeiter- 
und Angestelltenversicherung (ohne Knappschaftsversicherung) 
für Renten und Rentenkrankenversicherung auf mindestens 
30 v. H. geschätzt. Die Bundesregierung kommt ihrer Verpflich- 
tung, für diese Leistungen aufzukommen, nur zum Teil durch den 
sogenannten Bundeszuschuß nach. Der Bundeszuschuß belief 
sich im Jahr 1957 auf 29,8 v. H. der Ausgaben für Renten und 
Rentnerkrankenversicherung und ist bis zum Jahre 1982 nahezu 
kontinuierlich auf 16,2 v. H. gesunken. Dadurch entsteht eine 
nichterstattete Differenz von rund 19 Mrd. DM. Diese 19 Mrd. DM 
wurden allein dem Beitragszahler aus der Tasche gezogen. 

Zu 2. 

Bis Ende 1982 hat die Bundesanstalt für Arbeit die vollen Beiträge 
vom zuletztbezogenen Bruttolohn des/der Arbeitslosen an die 
Rentenversicherung gezahlt. Ab 1. Januar 1983 zahlt die Bundes- 
anstalt für Arbeit nur noch Beiträge nach der Höhe des Arbeits- 
losengeldes/ -hilf e, dies gilt auch für Schlechtwettergeld und 
Kurzarbeit. 

Zum 1. Januar 1982 wurde der Beitragssatz der Arbeitslosenver- 
sicherung von 3 v. H. auf 4 v. H. erhöht. Um den Versicherten 
diese Erhöhung „schmackhaft" zu machen, wurde der Beitrags- 
satz der Rentenversicherung im gleichen Zeitraum um 0,5 v. H. 
gesenkt. 

Das Risiko Arbeitslosigkeit darf jedoch nicht auf die Solidar- 
gemeinschaft der Rentner und Beitragszahler abgewälzt werden. 

Solange die Rentenversicherung als Manövriermasse für eine 
sachfremde Haushaltspolitik verwendet wird, gibt es keinen 
Grund für mindere Rentenerhöhungen, verschobene Renten- 
anpassungstermine und sonstige Rentenkürzungen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen stellen nur einen ersten — 
jedoch unverzichtbaren - Schritt hin zu mehr Transparenz und 
Übersichtlichkeit dar; weiterreichende Maßnahmen zur Förde- 
rung von Solidarität und Gerechtigkeit (wie Mindestrente, Ren- 
tenbesteuerung, Gleichstellung der Frau etc.) müssen ergriffen 
werden. 
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